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Geſetz-Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 
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Inhalt: Geſetz, betreffend die Vermehrung des Betriebsmaterials der Staats⸗Eiſenbahnen, S. 247. — 
Geſetz, betreffend die anderweitige Regelung der Waſſerlaufabgaben im Gebiete des Regierungsbezirks 
Wiesbaden, S. 248. — Geſetz, betreffend die Verwendung der verfallenen Kaution für das Halle 
Sorau- Gubener Eiſenbahn⸗Unternehmen, S. 240. — Geſetz, betreffend die Vollendung der Bahnen 
von Hanau nach Offenbach, von Tilſit nach Memel und von Arnsdorf nach Gaſſen, S. 280. — 
Vertrag zwiſchen Preußen und Lippe wegen Uebertragung der Leitung der Grundſteuerveranlagung 
im Fürſtenthum Lippe auf Königlich Preußiſche Behörden und Beamte, S. 251. — Bekannt ; 
machung der nach dem Geſetz vom 10. April 1872. durch die Regierungs ⸗Amtsblätter publizirten 
landesherrlichen Erlaſſe, Urkunden ꝛc., S. 288. 


(Nr. 8214.) Geſetz, betreffend die Vermehrung des Betriebsmaterials der Staats -Eifen- 
bahnen. Vom 7. Juni 1874. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen u. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages, was folgt: 


Such 
Aus den Geldmitteln, welche auf Grund der Beſtimmungen in den 
Artikeln VI. und VII. des Reichsgeſetzes, betreffend die Franzöſiſche Kriegskoſten⸗ 
entſchädigung, vom 8. Juli 1872. (Reichs⸗Geſetzbl. S. 289.) der Preußiſchen Staats- 
kaſſe überwieſen find, iſt die Summe von zehn Millionen (10,000, 0) Thalern 
zur Vermehrung des Betriebsmaterials der Staatsbahnen zu verwenden. 


$. 2. 
Die Ausführung dieſes Geſetzes wird dem Finanzminiſter und dem Minifter 
für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten übertragen. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Schloß Babelsberg, den 7. Juni 1874. 


(L. S.) Wilhelm. 


Camphauſen. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. Falk. v. Kameke. 
Achenbach. 


Jahrgang 1874. (Nr. 82148215. 36 (Nr. 8215.) 
Ausgegeben zu Berlin den 30. Juni 1874. 
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(Nr. 8215.) Geſetz, betreffend die anderweitige Regelung der Waſſerlaufabgaben im Gebiete 
des Regierungsbezirks Wiesbaden. Vom 8. Juni 1874. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 
verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages der Monarchie, für 
das Gebiet des Regierungsbezirks Wiesbaden, was folgt: 

5. 1. 

Die Waſſerlaufabgaben (Waſſerlauf- und Waſſerfallzinſen), deren jetziger 
jährlicher Betrag oder Geldweith höher iſt, als derjenige Betrag, welcher ſich 
bei Anwendung des durch die Verordnung des früheren Fat des Naſſauiſchen 
Staatsminiſteriums vom 24. April 1855. (Verordnungsblatt des Herzogthums 
Naſſau für 1855. S. 49.) feſtgeſtellten Maßſtabes ergiebt, ſind vom 11. No⸗ 
vember 1874. ab auf den letzteren Betrag zu ermäßigen. Der Geldwerth der 
in Naturalien beſtehenden Abgaben iſt dabei nach den SS. 5. ff. des Geſetzes, 
betreffend die Ablöſung der Reallaſten im Gebiete des Regierungsbezirks Wiesbaden 
und in den zum Regierungsbezirke Kaſſel gehörigen vormals Großherzoglich 
Seftichen Gebietstheilen, vom 15. Februar 1872. (Geſetz-Samml. für 1872. 

. 165.) zu berechnen. s 
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Das angezogene Geſetz vom 15. Februar 1872. iſt auch auf die Ablöſung 
der Waſſerlaufabgaben unter nachſtehenden Maßgaben anzuwenden: 

a) Inſoweit nach der Beſtimmung des $. 1. eine Ermäßigung der Abgabe 
ace den hat, iſt der Ablöſung der ermäßigte Betrag zu Grunde zu 
egen. i 

b) Die Ablöſung hat nicht durch Rente, ſondern durch Baarzahlung des 
vierzehnfachen Jahresbetrages oder Jahreswerthes der Abgabe zu erfolgen. 

e) Dem Verpflichteten iſt, wenn feine Verhältniſſe dies erfordern, auf 
Antrag zu geſtatten, das Ablöſungkapital in längſtens zehn Jahren durch 
alljährliche, im Voraus feſtzuſetzende Theilzahlungen abzutragen. 

3. 
Neue Waſſerlaufabgaben dürfen fernerhin nicht mehr auferlegt werden. 


$. 4. 
Mit der Ausführung dieſes Geſetzes iſt der Finanzminiſter beauftragt. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Schloß Babelsberg, den 8. Juni 1874. 


(I. S. Wilhelm. 
Camphauſen. Leonhardt. Falk. v. Kameke. Achenbach. 


(Nr. 8216) 
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(Nr. 8216.) Geſetz, betreffend die Verwendung der verfallenen Kaution für das Halle- 
Sorau Gubener Eiſenbahn⸗Unternehmen. Vom 8. Juni 1874. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen at. 
verordnen, unter Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages der Monarchie, 
was folgt: 

Einziger Paragraph. 

Der Handelsminiſter wird ermächtigt, die von der Halle⸗-Sorau⸗Gubener 
Eiſenbahngeſellſchaft für die rechtzeitige betriebsfähige Vollendung und Ausxüſtung 
der Halle-Sorau⸗Gubener Eiſenbahn beſtellte und ſeit dem 1. Januar 1871. 
dem Staate verfallene Kaution im Betrage von 300,000 Thalern nebſt den 
inzwiſchen aufgelaufenen Zinſen der Halle⸗Sorau⸗ Gubener Eiſenbahngeſellſchaft 
für den Bau einer Eiſenbahnwerkſtätte in Cottbus und für den Ausbau des 
Bahnhofs Sorau zu Eigenthum zu überweiſen. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Schloß Babelsberg, den 8. Juni 1874. 


(L. S.) Wilhelm. 


Camphauſen. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. Falk. v. Kameke. 
i Achenbach. 


Nr. 82168217) 36* (Nr. 8217.) 
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(Nr. 8217.) Geſetz, betreffend die Vollendung der Bahnen von Hanau nach Offenbach, 
von Tilſit nach Memel und von Arnsdorf nach Gaſſen. Vom 14. Juni 1874. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages der Monarchie, 
was folgt: 
| $. 1. 
Aus dem Preußiſchen Antheile an der Franzöſiſchen Kriegskontribution 
ſind zur Deckung der Koſten für die Vollendung 
1) der Bahn von Hanau nach Offenbach und der außer⸗ 


dem im C. 1. des Geſetzes vom 8. März 1871. (Geſetz⸗ 
Samml. für 1871. ©. 154.) erwähnten Anlagen... 1,910,000 Thlr., 


2) der Bahn von Tilſit nach Memel 1,450,000 = 
und 
3) der Bahn von Arnsdorf nach Gaffen..............- 1,890, 0 
im Ganzen 5,250,000 Thlr. 


zu entnehmen. 

Die en wird ferner ermächtigt, außer der Summe von 1,910,000 Tha- 
lern für die unter I. gedachten Bauten den Erlös aus dem Verkaufe derjenigen 
Grundſtücke zu verwenden, welche aus Anlaß des Baues der Linie Hanau⸗ 
Offenbach⸗Sachſenhauſen über Bedarf angekauft, oder in Folge dieſes Baues 
bei Hanau und an der beſtehenden Offenbach-Sachſenhauſen⸗Frankfurter Bahn 
entbehrlich geworden ſind. 

F. 2. 

Die Ausführung dieſes Geſetzes wird dem Finanzminiſter und dem 
Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten übertragen. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Schloß Babelsberg, den 14. Juni 1874. 


(L. S.) Wilhelm. 


Cam phauſen. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. Falk. v. Kameke. 
Achenbach. 
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(Nr. 8218.) Vertrag zwiſchen Preußen und Lippe wegen Uebertragung der Leitung der 


Grundſteuerveranlagung im Fürſtenthum Lippe auf Königlich Preußiſche 
Behörden und Beamte. Vom 6. März 1874. 


Ne Seine Majeſtät der Deutſche Kaiſer, König von Preußen, dem 
Wunſche Seiner Durchlaucht des Fürſten zur Lippe mit Bereitwilligkeit entgegen- 
gekommen find, die Ausführung einer neuen Grundſteuer Veranlagung im 
Fürſtenthum Lippe durch Königlich Preußiſche Behörden und Beamte bewirken 
zu laſſen, ſind zur Feſtſtellung der dieſerhalb erforderlichen näheren Beſtimmungen 


Königlich Preußiſcher Seits: 
der Generaldirektor der direkten Steuern, Wirkliche Geheime 
Ober Finanzrath Schuhmann 


und 
Fürſtlich Lippiſcher Seits: 
der Kabinetsminiſter v. Flottwell 
zuſammengetreten und haben unter Vorbehalt der Ratifikation folgenden Vertrag 
geſchloſſen. Ait 
rtikel 1. 


Die Ausführung der Arbeiten zur Veranlagung der Grundſteuer von den 
Liegenſchaften im Fürſtenthum Lippe, mit Einſchluß der Entſcheidung über die 
hierbei vorkommenden Streitigkeiten und Beſchwerden, ſoll unter der Leitung des 
Königlich Preußiſchen Finanzminiſteriums durch die von dieſem hiermit zu Hanf 
tragenden Königlich Preußiſchen Behörden oder Beamten erfolgen. 


Artikel 2. 


Dem Verfahren hierbei und den Entſcheidungen ſollen die für das Fürften. 
thum Lippe dieſerhalb ergehenden Geſetze und Verordnungen zum Grunde gelegt 
werden. 2 
Die zur Ausführung dieſer Geſetze und Verordnungen erforderlichen In⸗ 
ſtruktionen und Verfügungen erläßt das Königlich Preußiſche Finanzminiſterium. 

Den mit der Ausführung zu beauftragenden Königlich Preußiſchen Be⸗ 
hörden und Beamten werden hierbei dieſelben Befugniſſe beigelegt, welche ihnen 
bei der in Preußen ſtattgefundenen Grundſteuerveranlagung eingeräumt waren. 


Artikel 3. 


Soweit bei dem Verfahren die Mitwirkung Fürſtlich Lippiſcher Behörden 
oder Beamten erforderlich wird, ſind dieſelben den in Bezug hierauf ergehenden 
Anordnungen des Königlich Preußiſchen Finanzminiſteriums beziehungsweiſe der 
von dieſem beauftragten Behörden und Beamten Folge zu leiſten verpflichtet. 

Die bei der Ausführung mitwirkenden Königlich Preußiſchen Beamten, 
Feldmeſſer u. ſ. w. unterliegen auch in ihren diesfälligen Geſchäften den Preußi⸗ 
ſchen Disziplinarvorſchriften und verbleiben unter Preußiſcher Disziplin. 

(Nr. 8218.) Art. 
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Artikel 4. 

Dem Fürſtlich Lippiſchen Kabinetsminiſterium bleibt unbenommen, ſich 
über die jeweilige Lage der Veranlagungsarbeiten und deren Fortgang durch ab⸗ 
zuſendende Beamte, welche auch den bezüglichen Operationen im Felde u. ſ. w. 
beiwohnen können, in fortdauernder Kenntniß zu erhalten. Wenn demſelben 
Ipegiele Auskunft über einzelne Punkte wünſchenswerth erſcheint und es zu be- 
ſonderen Anträgen Veranlaſſung finden follte, wird es ſich dieſerhalb mit dem 
Königlich Preußiſchen Finanzminiſterium in Verbindung ſetzen und das Letztere 
darauf das Erforderliche veranlaſſen. 


Artikel 5. 


Wegen Remunerirung der Beamten, Kommiſſionsmitglieder, Feldmeſſer, 
und wegen der ſonſtigen Koſten des Verfahrens werden die in Preußen geltenden 
Vorſchriften in Anwendung gebracht und danach die erforderlichen Anweisungen 
vom Königlich Preußiſchen Finanzminiſterium erlaſſen. 

Ueber das Verfahren bei Bezahlung und Erſtattung der entſtehenden 
Koſten erfolgt zwiſchen dem Königlich Preußiſchen Finanzminiſterium und dem 
Fürſtlich Lippiſchen Kabinetsminiſterium beſondere Vereinbarung. 


Artikel 6. 
Die Ausführung des Vertrages beginnt ſogleich nach erfolgter Ratifikation 
deſſelben und tritt detſelbe mit dem Abſchluß der Veranlagungsarbeiten durch 
die en den Reſultaten der letzteren bewirkte Steuervertheilung außer Wirk⸗ 
ſamkeit. 
Innerhalb der Ausführung ſelbſt kann der Vertrag nur unter Zuſtimmung 
beider Kontrahenten zur Auflöſung gebracht werden. 


Artikel 7. 
Gegenwärtiger Vertrag ſoll unverzüglich zur landesherrlichen Ratifikation 
vorgelegt und die Auswechſelung der Ratifikations⸗Urkunden binnen vier Wochen 
in Berlin bewirkt werden. 


Berlin, den 6. März 1874. 


(L. S.) Schuhmann. 
(L. S.) v. Flottwell. 


Veosrſtehender Vertrag iſt ratiftzirt und es hat die Auswechſelung der Ra⸗ 
tifikations⸗Urkunden ſtattge unden 
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Bekanntmachung. 


Naß Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872. (Geſetz-Samml. S. 357.) 
ſind bekannt gemacht: 


1) die Allerhöchſte Konzeſſions⸗Urkunde vom 17. September 1873. für den 
Bau und Betrieb einer Eiſenbahn von Altwaſſer oder einem andern 
eeigneten Punkte der Breslau⸗Waldenburger Bahnſtrecke über Friedland 
is zur Böhmiſchen Landesgrenze bei Neuſorge Cum Anſchluß an die 
von der Kaiſerl. Königl. Oeſterreichiſchen Staats⸗Eiſenbahngeſellſchaft pro⸗ 
jektirte Bahn von Neuſorge nach Chodzen) durch die Breslau⸗Schweidnitz⸗ 
Freiburger Eiſenbahn eſellſchaft, durch das Amtsblatt der Königl. Re⸗ 
ierung zu Liegnitz ahrgang 1874. Nr. 23. S. 135., ausgegeben den 
6. Juni 1874. 

2) der Allerhöchſte Erlaß vom 26. Dezember 1873. und der durch denſelben 
enehmigte Nachtrag zu dem Revidirten Statut der Provinzial⸗Aktienbank 
des Großherzogthums Poſen (Geſetz-Samml. für 1867. S. 281.) durch 
das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Poſen Jahrgang 1874, Nr. 22. 
S. 183./184., ausgegeben den 28. Mai 1874. 


3) der Allerhöchſte Erlaß vom 28. März 1874., betreffend die Herabſetzung 
des durch Allerhöchſte Order vom 12. November 1866. auf 5 Prozent 
erhöhten Zinsfußes der in Folge des Privilegiums vom 14. Mai 1866. 
(Geſetz⸗Samml. S. 315.) von der Stadt Demmin aufgenommenen An⸗ 
leihe von 220,000 Thalern auf 43 Prozent, durch das Amtsblatt der 
Königl. Regierung zu Stettin Nr. 25. S. 171/172, ausgegeben den 
19. Juni 1874. 

4) das Allerhöchſte Privilegium vom 24. April 1874. wegen eventueller 
Ausgabe auf jeden Inhaber lautender Stadtobligationen der Stadt Tilſit 
im Betrage von 420,000 Mark Reichsmünze durch das Amtsblatt der 
Königl. Regierung zu Gumbinnen Nr. 22. S. 315. bis 347., ausgegeben 
den 3. Juni 1874. 

5) das Allerhöchſte Privilegium vom 24. April 1874. wegen eventueller 
Ausfertigung auf den Inhaber lautender Obligationen des Kreiſes Oſt⸗ 
alla bis zum Betrage von 972,000 Mark Reichsmünze durch das 
Amtsblatt der Königl. Regierung zu Potsdam Nr. 24. S. 189. bis 191., 
ausgegeben den 12. Juni 1874. 

6) das Allerhöchſte Privilegium vom 24. April 1874. wegen eventueller 
Ausgabe auf jeden Inhaber lautender Anleiheſcheine der Stadt Breslau 
um Betrage von 10,500,000 Mark Reichsmünze durch das Amtsblatt 
er Königl. Regierung 11 Breslau Nr. 23. S. 253. bis 255., aus⸗ 
gegeben den 5. Juni 1874. 

7) das Allerhöchſte Privilegium vom 4. Mai 1874. wegen eventueller Aus⸗ 
fertigung auf den Inhaber lautender Kreisohligationen V. Emiſſion des 
Stuhmer Kreiſes bis zum Betrage von 342,000 Mark Reichsmünze durch 

N das 
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das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Marienwerder Nr. 23. S. 123. 
bis 125., ausgegeben den 11. Juni 1874. 

8) der Allerhöchſte Erlaß vom 4. Mai 1874., betreffend die Verleihung 
des Expropriationsrechts und der fiskaliſchen Vorrechte an die Stadt⸗ 
gemeinde Lippſtadt reſp. die Gemeinde Liesborn für den Bau und die 
Unterhaltung des von Lippſtadt durch die Fürſtlich Lippeſche Enklave 
Cappel auf Liesborn führenden Kommunalweges, durch das Amtsblatt 
der Königl. Regierung zu Arnsberg Nr. 25. S. 195., ausgegeben den 
20. Juni 1874. 


9) das am 6. Mai 1874. Allerhöchſt vollzogene Statut für die Nieder⸗ 
Rheider⸗Deichacht, Amts⸗Weener im Landdroſtei⸗ Bezirk Aurich, durch 
das Amtsblatt für Hannover Nr. 24. S. 189. bis 193., ausgegeben den 
12. Juni 1874. 

10) das Allerhöchſte Privilegium vom 6. Mai 1874. wegen eventueller Aus⸗ 
gabe auf jeden Inhaber lautender Anleiheſcheine der Stadt Cottbus bis 
gt Betrage von 600,000 Mark Reichswährung durch das Amtsblatt 

er Königl. Regierung zu Frankfurt a. d. O. Nr. 23. S. 129. bis 131., 
ausgegeben den 10. Juni 1874. 

11) das Allerhöchſte Privilegium vom 6. Mai 1874. wegen eventueller Aus⸗ 
fertigung auf den Inhaber lautender Obligationen des Kreiſes Oſterode 
bis zum Betrage von 75,000 Reichsmark II. Emiſſion durch das Amts— 
blatt der Königl. Rang zu Königsberg Nr. 24. S. 187. bis 189., 
ausgegeben den 11. Juni 1874. 


12) das Allerhöchſte Privilegium vom 18. Mai 1874. wegen eventueller Aus⸗ 
fertigung auf den Inhaber lautender Kreisobligationen IV. Emiſſion des 
Pillkallener Kreiſes im Betrage von 454,725 Mark Reichswährung durch 
das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Gumbinnen Nr. 23. & 327. 
bis 329., ausgegeben den 10. Juni 1874.; 

13) das am 22. Mai 1874. Allerhöchſt vollzogene Statut für den Waldauer 
Beek⸗Verband im Landkreiſe Königsberg i. Pr. durch das Amtsblatt der 
Königl. Regierung zu Königsberg Nr. 25. S. 203. bis 207., ausgegeben 
den 18. Juni 1874. 

14) das am 22. Mai 1874. Allerhöchſt vollzogene Statut für den Spandienen⸗ 
Kalger Deich⸗ und Entwäſſerungsverband durch das Amtsblatt der Königl. 
Regierung Mu Königsberg Nr. 25. ©. 207. bis 212., ausgegeben den 
18. Juni 1874. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober ⸗Hofbuchdruckerel 
(R. v. Decker). 


